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Die Welt steht vor enormen ökologischen und sozialen Herausforderungen. Um sie zu bewältigen, 
braucht es den Mut, ausgetretene Denkpfade zu verlassen, unliebsame Wahrheiten auszusprechen 
und unorthodoxe Lösungen zu skizzieren. Genau das tut die politische ökologie mit einer Mischung 
aus Leidenschaft, Sachverstand und Hartnäckigkeit. Die vielfältigen Zugänge eröffnen immer wieder 
neue Räume für das Nachdenken über eine Gesellschaft, die Zukunft hat.
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Städte und Regionen sind in der Umweltpolitik gefragt wie nie, denn von ihnen  
hängt die praktische Umsetzung übergeordneter umwelt- und klimapolitischer 
Ziele ab. Vor Ort sind nicht nur die Folgen der Erderhitzung direkt spürbar. Hier 
entscheidet sich auch, wie schnell erneuerbare Energien ausgebaut und Wege in 
die postfossile Zukunft beschritten werden. Auch konkrete naturbasierte Lösun-
gen müssen immer lokal ausgearbeitet und umgesetzt werden. Für die  lokalen 
Verwaltungen ist Klimawandelanpassung eher neu und eine Querschnittsauf-
gabe, die noch eine Menge Fragen aufwirft. Ermutigende Entwicklungen gibt 
es trotzdem.
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Akklimatisierung
Lokale Anpassung an den Klimawandel
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Von Susanne Kost und Christina Grebe

In vielen Kommunen und Planungsverbänden sind Klimaanpassungsmaß-

nahmen schon länger im Fokus. Um zielgerichtet Klimaanpassungsstrategien zu eta-

blieren und mit entsprechenden Maßnahmen zum Erfolg zu führen, braucht es einen 

entschlossenen und auf das Erreichen der Klimaschutzziele 2030 fokussierten Schul-

terschluss von Entscheidungsträger*innen aus Politik und Planung. Auch die Stadt 

Kassel steht – wie jede andere Stadt – vor dem Dilemma, die nötigen Anpassungs-

maßnahmen schnellstmöglich umsetzen zu müssen. 

Klimaschutzräte in Kommunen spielen eine wichtige Rolle bei der Entwicklung und 

Umsetzung von Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele. Sie initiieren einen 

intensiven Dialog zwischen Politik, Wirtschaft, Institutionen und Stadtgesellschaft. In 

Kassel gibt es den Klimaschutzrat seit dem Beschluss der Stadtverordnetenversamm-

lung 2019. Seitdem wurden die Strukturen innerhalb der kommunalen Verwaltung 

durch Aufbau eines mehrköpfigen Klimaschutzteams kontinuierlich ausgebaut.

Klimaziele und politische Veränderungsbereitschaft

Mut und Durchhaltevermögen sind gefragt

Klimaschutzräte führen wissenschaftliche, politische und gesell-

schaftliche Kräfte zusammen, um effektive und evidenzbasierte 

Maßnahmen zu entwickeln, die dem Klimawandel entgegenwir-

ken. Sie fördern das Bewusstsein, schaffen Konsens und stärken 

die Legitimität von Klimaschutzmaßnahmen.    
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Der Klimaschutzrat hat in acht Themenwerkstätten eine „Klimaschutzstrategie 2030“ 

erarbeitet, die er der Stadt 2022 vorgelegt und empfohlen hat. „Das Gesamtwerk 

zeigt Wege und Chancen auf, wie die Stadt bis zum Jahr 2030 etwa 98 Prozent ihrer 

Emissionen senken könne und die Abhängigkeit von Kohle, Öl und Gas weitgehend 

beendet.“ (1) Nun geht es um die Umsetzung von konkreten Maßnahmen und das 

begleitende Monitoring, um zu überprüfen, ob die gefassten politischen Beschlüsse 

für die Zielerreichung ausreichend sind. 

Für den interviewten Vertreter des Klimaschutzrates stellen die folgenden Aspek-

te auf dem Weg zur Klimaneutralität die größten Hemmnisse dar: die Schwierig-

keit institutionelles Handeln, etablierte Routinen und Strukturen (Langsamkeit in 

Entscheidungsprozessen, fehlende Anpassungsfähigkeit) so zu verändern, dass bis 

2030 Maßnahmen zur Begegnung des Klimawandels unmittelbar angepackt und 

umgesetzt werden. Zudem wird genau in diesem Kontext das Fehlen einer politi-

schen Entschlossenheit zur Erreichung der Klimaziele beklagt. Außerdem zeigt sich 

– ähnlich wie in den Debatten um die Fridays-for-Future-Bewegung – ein erheblicher 

Generationenkonflikt zwischen den etablierten Institutionenvertreter*innen (Politik, 

Verbände) und einem Gros der Aktiven im Klimaschutzrat. 

Initiator des gesellschaftlichen Austauschs

Der Klimaschutzrat initiiert und lebt den gesellschaftlichen Austausch, bei dem es 

auch um Teilhabe und Interessenausgleiche zwischen unterschiedlichsten Akteuren 

und Lobbygruppen geht. Gerade machtvolle Institutionen, wie Verbände oder Kam-

mern, tun sich damit oft schwer (2), dokumentieren in ihrem Handeln (politisches) 

Lagerdenken und bedienen alte Antagonismen (Wirtschaft vs. Ökologie etc.), was 

Klimaanpassungsprozesse enorm verlangsamt. Zugleich nehmen sie administrative 

Entscheidungsprozesse als zu bürokratisch wahr und problematisieren Maßnahmen 

eher, als die Potenziale und Möglichkeiten in den Blick zu nehmen. Auch die Vermitt-

lungsarbeit aus Politik und Verwaltung in die Stadtgesellschaft hinein sei verbesse-

rungswürdig, vor allem im Bereich stadträumlicher oder auf die Aufenthaltsqualität 

in Straßen und auf Plätzen abzielender Benefits. Oft stehen funktionale oder für die 

Bevölkerung als zu abstrakt wahrgenommene Vorteile im Vordergrund (wie Klima-

neutralität oder Dekarbonisierung). Im Feld der Kommunikation seien Kooperation 
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und der wissenschaftlicher Input der Universität Kassel von Bedeutung, gerade auch, 

um Vorurteilen oder zögernden Haltungen belastbare Daten entgegenzustellen. 

Einige der vom Klimaschutzrat beschlossenen Maßnahmenempfehlungen wurden 

von der Stadt Kassel direkt aufgenommen, wie etwa die kommunale Wärmeplanung 

oder eine Solar-Kampagne. Neben der Einbindung von Wirtschaft und Institutionen 

in Klimaanpassungsmaßnahmen braucht es die Beteiligung der Stadtgesellschaft. 

Grundsätzlich muss das Zusammenspiel von Politik und Gesellschaft viel stärker im 

Kontext sozialer Innovationen gedacht werden, in der die Bürger*innen für die Errei-

chung der Klimaschutzziele gestärkt und »empowert« werden. Dies erfordert gerade 

von Politik und Verwaltung ein anderes Selbstverständnis im Umgang mit der Stadt-

gesellschaft: weniger direktiv, mehr Teilhabe.

Zweckverband als Schnittstelle

Der Zweckverband Raum Kassel (ZRK) ist für die kommunale Entwicklungsplanung 

und die vorbereitende Bauleitplanung für die Stadt Kassel und zehn angrenzen-

de Kommunen zuständig. Durch das Zusammenwirken des Oberzentrums und der 

Kommunen werden gemeinsame Entwicklungsziele, aber auch der Diskurs über 

Nutzungs- und Flächenkonkurrenzen (wie z. B. Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf 

landwirtschaftlichen Flächen oder die Gestaltung zukünftiger Nahversorgung und 

Verkehrsentwicklung in den Kommunen) geführt. Verschiedene politische Gremi-

en verabschieden Entscheidungen (z. B. über zukünftige Siedlungs- und Gewerbe-

entwicklungen). Dadurch bedingt ist der ZRK mit seinem Aufgabenspektrum eine 

Schnittstelle zwischen strategischen und interkommunalen Strukturen und politi-

schen Prozessen. 

„Der Zweckverband möchte zunehmend darauf 

hinwirken, dass sich Zielsysteme in der 

Politik verändern: weg von einer Wachstums- 

hin zu einer Nachhaltigkeitspolitik.“
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Mit dem Siedlungsrahmenkonzept (SRK) wurden Leitziele und Strategien – wie die 

Festlegung von Parametern für die vorbereitende Bauleitplanung – entwickelt. Bei-

spiele dafür sind die Reduzierung von Flächenverbräuchen im Verbandsgebiet, die 

Schaffung interkommunaler Gewerbegebiete sowie Zielsetzungen zum Umgang mit 

Klimawandel und Energiewende. Durch das SRK wurde eine übergeordnete strategi-

sche Ebene geschaffen, die die energetischen und klimarelevanten Ziele von Bund 

und Land berücksichtigt, diese für das Verbandsgebiet definiert und damit eine kom-

munalrechtliche Verbindlichkeit schafft. 

Der ZRK versteht sich als Kommunikator zwischen unterschiedlichen Einschätzungen 

und Standpunkten, aber auch als offensives Bindeglied zwischen Akteuren mit unter-

schiedlichen Interessenlagen, wie der Initiative zu einem Runden Tisch Freiflächen-PV. 

Zugleich steht der ZRK gerade bei der Initiierung eigener oder anderer Themen im 

Bereich des Klimaschutzes vor der Herausforderung, die Zuständigkeiten und Kom-

petenzen der anderen Akteure zu beachten und zielführend für eine interkommunale 

Entwicklung nutzbar zu machen. 

Der ZRK möchte zunehmend darauf hinwirken, dass sich Zielsysteme in der Politik 

verändern: weg von einer Wachstums- hin zu einer Nachhaltigkeitspolitik. (3) Das 

wird im Handeln, Verhalten und in der Kommunikation politischer Akteure bislang 

kaum sichtbar. (4) Denn in der Erreichung der Klimaziele müssen im konkreten Fall 

Stadt und ZRK mit ihren Verwaltungen und Verbänden über die individuellen Zustän-

digkeitsbereiche hinaus zusammen gedacht werden. 

Routinen verändern und Lebensqualität verbessern

Die beschriebenen Hemmnisse der zwei Institutionenvertreter*innen aus dem Klima-

schutzrat der Stadt Kassel und dem Zweckverband Raum Kassel machen vor allem 

zweierlei deutlich. Erstens verstehen Institutionen (wie Verbände und Kammern) aber 

auch politische Akteure (wie Bürgermeister) ihr Wirken nach wie vor als ein nach 

innen, auf ihre Mitglieder oder Wähler*innen gerichtetes und auf originäre Zustän-

digkeiten fixiertes Handeln. Das Erreichen der Klimaschutzziele bis 2030 wird kaum 

möglich sein, wenn sich an diesen Praktiken nichts ändert. Zweitens sind Verwal-

tungsgrenzen ein Fluch (für die Klimapolitik) und Segen (für die etablierten Akteure 

aus Politik und Verbänden) zugleich. In der Erreichung der Klimaziele müssen im 
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konkreten Fall Stadt und ZRK über die individuellen Zuständigkeitsbereiche hinaus 

zusammenwirken. Es braucht vor allem politischen Mut und Durchhaltevermögen, 

um durchgreifende, den Alltag und die Routinen verändernde Maßnahmen konse-

quent durchzusetzen. Dabei müssen die Verantwortlichen klar herausstellen, welchen 

Gewinn die Stadtgesellschaft von einer weitgehend autofreien, begrünten und mit 

vielfältigen Aufenthaltsqualitäten versehenen Innenstadt hat. 

Dazu braucht es Experimentierräume, die trotz negativer Erfahrungen der Vergan-

genheit initiiert und begleitet werden. Es lohnt sich zudem, gescheiterte Projekte zu 

analysieren und daraus abzuleiten, wie man zukünftig Zusammenarbeit organisieren 

und umsetzen müsste, damit Leuchtturmprojekte erfolgreich angepackt und gestaltet 

werden können. Es gilt hier, Zusammenarbeit in mehreren Richtungen zu denken und 

zu initiieren. Einerseits müssen sich Unternehmer*in, Privatperson oder Institution 

unbürokratisch und zielorientiert einbringen können und damit auch Verantwortung 

für Projekte übernehmen. Andererseits müssen dafür auch monetäre Anreize geschaf-

fen werden. Zudem braucht es fachlich fundiertes Personal, das in vielen Kommunen 

noch fehlt oder nur für einen bestimmten Förderzeitraum angestellt wird.

Darüber hinaus ist die Monitoringphase des Klimaschutzrates der Stadt Kassel essen-

tiell, wenn sie als Korrektiv politischen Handelns, in der Fehler- und Problemanalyse 

und der lösungsorientierten Suche bewusst wahrgenommen und mit den Akteuren 

gestaltet wird. Eine Ausweitung der Aktivitäten dieses so wichtigen, unabhängigen 

Gremiums Klimaschutzrat auf den ZRK oder auch auf den Landkreis Kassel wäre 

wünschenswert. Die Einbindung des ZRK als eine bereits bestehende, zwischen den 

Interessen von Stadt und Landkreiskommunen vermittelnde und im Feld des Klima-

schutzes agierende Institution wäre dabei von Vorteil. (5) 

„Das Zusammenspiel von Politik und Gesell-

schaft muss viel stärker im Kontext sozialer 

Innovationen gedacht werden.“
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Was tun Sie für Ihre persönliche Akkli-

matisierung?

a) Mit intrinsischer Motivation Herausforde-

rungen annehmen und den konstruktiven

Austausch suchen.

b) Meine Motivation nicht verlieren, um Hür-

den und Hemmnissen, auch zukünftig begeg-

nen zu können.

Zu den Autorinnen 

a) Susanne Kost ist Professorin für Planungs-

theorie und Planungsmethodik an der Techni-

schen Hochschule Ostwestfalen-Lippe. Zu ih-

ren Schwerpunkten zählen Planungskulturen 

und Mensch-Umwelt-Interaktionen.   

b) Christina Grebe ist Landschaftsplanerin

beim Zweckverband Raum Kassel und be-

schäftigt sich dort mit den Schwerpunkten

Energieeffizienz, Energiewende, Klimaschutz

und Klimaanpassung insbesondere bei neuen

Planungsvorhaben.
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Prof. Dr. Susanne Kost
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Quellen
(1) Pressemitteilung der Stadt Kassel (01.07.2022): https://www.presse-service.de/data.aspx/
static/1106316.html
(2) 2021 sind die IHK Kassel-Marburg, die Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände
Nordhessen und die Handwerkskammer Kassel aus dem Kasseler Klimaschutzrat ausgetreten,
weil sie die Interessen ihrer Mitglieder zu wenig berücksichtigt sahen.
(3) Interviewte/r: „Aber es muss möglich sein meiner Meinung nach, eine Region auch am
Start zu halten in der Konkurrenz mit anderen Regionen, ohne dieses Wachstumsparadigma
vor sich herzutragen wie eine Monstranz.“
(4) Interviewte/r: „Unter bestimmten Gesichtspunkten müssen wir [die Politik] natürlich
anders mit dem Wachstum umgehen, aber wachsen wollen wir trotzdem.“
(5) Eine ausführlichere Liste der verwendeten Quellen stellen die Autorinnen auf Anfrage
gerne zur Verfügung.




